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Erster Teil 

Grundlagen 

A. Einleitung 

Die Untersuchung beschäftigt sich mit der Entsendung von Arbeitnehmern) 
ins Ausland. Entsendung wird im folgenden der allgemeine Oberbegriff für den 
Auslandseinsatz eines Mitarbeiters sein.2 Die Übernahme der Begriffsbildung 
aus dem deutschen Sozialversicherungsrecht (§ 4 SGB IV: "zeitlich begrenzter 
Auslandseinsatz im Rahmen eines bestehenden Anstellungsverhältnisses") soll 
nicht ohne weiteres übernommen werden, da sie hinsichtlich Regelungsinhalt 
und Regelungsursprung von der hier zu behandelnden Problematik abweicht. 3 

Angesichts der zunehmenden internationalen Verflechtung der Wirtschaft 
und der Tatsache, daß die Bundesrepublik eines der größten Exportländer der 
Welt ist, wird die Entsendung von Arbeitnehmern ins Ausland auch in Zukunft 
von überragender Bedeutung sein. Wachsende Auslandsaktivitäten, z. B. in 
Form der Erschließung neuer Absatzmärkte oder des Aufbaus einer Aus-
landsorganisation, verbunden mit der Errichtung neuer Produktionsstätten, sind 
ohne qualifizierte Mitarbeiter aus dem Inland nicht denkbar und führen so zu 
einer zunehmenden Entsendung von Arbeitnehmern ins Ausland.~ 

Umgekehrt ist die Konsequenz der hohen Personalkosten am Standort 
Deutschland nicht nur die Verlagerung von Unternehmen und Produktions-
stätten ins Ausland (sogenannte "runaway industries"), sondern auch der vor-

) Hierbei kann es sich natürlich auch um Arbeitnehmerinnen handeln. Der Einfach-
heit halber wird in den folgenden Ausführungen jedoch nur der Begriff "Arbeitnehmer" 
bzw. "Arbeitgeber" benutzt. 

2 Ebenso: Rosenkranz, Arbeitgeber 1978, 51 (51); Domseh! Friebel, ZfbF 
"Kontaktstudium" 1979, 215 (215); Marienhagenl Pulte, S. 17; v. Eckartsberg, S. 48; 
anders: Krekler, FS Schlemmer, 441 (441): kurzfristiger befristeter Einsatz zur 
Erledigung eines Auftrages; Kiepe! Habermann, S. 7, 23: zeitlich befristeter Einsatz. 

3 Anders Oberklus, S. 10 f. 
~ Näher: Franzen, AR-Blattei SD 920, Rd. 1 f; v. Landsberg! Wölke, Mitarbeiter im 

Ausland, S. 30 ff; Gnann, S. 1. Solche Auslandseinsätze erfolgen häufig im Rahmen 
internationaler Konzernverbindungen, sind jedoch nicht auf diese beschränkt. 
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übergehende Einsatz ("Import") ausländischer Arbeitnehmer in Deutschland. 
Diese verrichten häufig zu deutlich geringeren Lohnkosten ihre Arbeit. Des-
weiteren nutzen ausländische Unternehmen die Vorteile, die eine ausgereifte 
Infrastruktur bietet, und kombinieren diese mit den niedrigen Lohnkosten ihrer 
Arbeitnehmer. Diese Tendenz läßt sich vor allem in der Baubranche be-
obachten. 

Trotz deutlicher Unterschiede zwischen diesen beiden Fallgruppen, stellt 
sich übereinstimmend die Frage nach dem anwendbaren Recht, d. h. die Frage, 
welches Recht über die auftretenden arbeitsrechtlichen Probleme entscheidet. 
In der Praxis scheint diese Frage angesichts der bei einer Auslandsentsendung 
zunächst akuten Probleme, wie z. B. Wohnungssuche, Gehaltsfindung und 
Familiennachzug, oft ins Hintertreffen zu geraten. Sollte es aber zu Unstim-
migkeiten im Arbeitsverhältnis kommen, so liegt die Bedeutung der maßgebli-
chen Rechtsordnung auf der Hand: ob ein Rechtsproblem nach deutschem oder 
nach beispielsweise chinesischem Recht gelöst wird, kann zu völlig unter-
schiedlichen Ergebnissen führen. 

Auch die Tatsache, daß es auf diesem Gebiet nur selten zu gerichtlichen 
Auseinandersetzungen kommt,' sollte nicht daruberhinwegtäuschen, daß "das 
Recht nicht nur Grundlage der Streitentscheidung ist -zu der es meist erst am 
Ende des Arbeitsvertrages kommt-, sondern daß es gelebte Ordnung ist, die 
tagtäglich den Maßstab für das Verhalten der Parteien und ihre gegenseitigen 
(wenn auch meist nicht empfundenen) Leistungen gibt".6 

B. Eingrenzung des Prüfungsgegenstandes 

Schwerpunkt der Arbeit ist die Untersuchung der Entsendung von Arbeit-
nehmern aus der Bundesrepublik ins Ausland. Aufgrund der Aktualität wird 
jedoch an einigen Stellen auch der umgekehrte Fall, die Entsendung aus dem 
Ausland in die Bundesrepublik, angesprochen. 

Bei der Entsendung von Arbeitnehmern ins Ausland stellen sich eine Viel-
zahl rechtlicher und praktischer Probleme. Zu nennen sind beispielsweise 
steuerrechtliche, sozialversicherungsrechtliche und betriebsverfassungsrecht-

S Dies läßt sich u.a. damit erklären, daß es sich häufig um leitende Angestellte 
handelt, die den Weg zu den Gerichten aus Loyalität scheuen. Sofern es zu einer 
offenen Auseinandersetzung kommt, wird sie in der Regel außergerichtlich behoben. 

6 Gamil/scheg, RabelsZ 23 (1958), 819 (820). 
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liehe Probleme, aber auch die Frage nach der materiell-rechtlichen Zulässigkeit 
einzelner Vertragsregelungen wird relevant. Eine Analyse sämtlicher Probleme 
würde jedoch den Rahmen dieser Arbeit sprengen. Es sei daher auf die 
diesbezügliche Spezialliteratur verwiesen.7 

PTÜfungsgegenstand dieser Arbeit sollen international-privatrechtliche 
(kollisionsrechtlicheS) Probleme sein. Diese sollen anband einer konkreten 
Analyse der in der Praxis rur Auslandsentsendungen auftretenden Vertragsge-
staltungen dargestellt und gelöst werden. Ausgenommen werden dabei Arbeit-
nehmerentsendungen im Bereich der Seeschiffahrt9 und Entsendungen im 
Rahmen öffentlich-rechtlicher Dienstverhältnisse, da diese zahlreiche Beson-
derheiten aufweisen. 

Die Untersuchung beschränkt sich im ersten Teil auf die Darstellung der ver-
traglichen Regelungen, ohne diese einer rechtlichen Bewertung zu unterziehen. 
Im Anschluß daran werden im zweiten Teil die internationale Zuständigkeit und 
im dritten Teil das anwendbare Recht erörtert. Im vierten Teil werden die 
Ergebnisse der Untersuchung zusammengefaßt. 

7 Zum Steuerrecht: Gnann, S. 54 ff, 74 f; Bernd Rüdiger Hansen, Das Lohnsteuer-
verfahren bei Auslandsrnontagen, Arbeitgeber 1978, S. 65 ff; zum Sozialversiche-
rungsrecht: Eberhard Eichenhofer, Internationales Sozialrecht, München 1994; Rolf 
Schuler, Internationales Sozialrecht der BRD, Baden-Baden 1988; Rolf Birk, Betrieb-
liche Regelungen im internationalen Arbeitsrecht, S. 461 ff, in FS Trinkner 1995; Rob 
Cornelissen, Die Entsendung von Arbeitnehmern in der EG und die soziale Sicherheit, 
RdA 1996, S. 329 ff; Klaus Louvenl Christoph Louven, Sozialversicherungsrechtliche 
Probleme bei der Entsendung von Arbeitnehmern ins Ausland, NZA 1992, S. 9 ff; zum 
Betriebsverfassungsrecht: Reinhold Schlüpers-Oehmen, Betriebsverfassung bei Aus-
landstätigkeit, München 1984; Cornelia Agel-Pahlke, Der internationale Geltungs-
bereich des Betriebsverfassungsgesetzes, Frankfurt a.M. 1988; Egon Lorenz, Grundsätze 
des deutschen internationalen Betriebsverfassungsrechts, FS W. Lorenz 1981, S. 441 ff; 
zu materiell rechtlichen Problemen nach deutschem Recht: Volkmar Oberklus, Die 
rechtlichen Beziehungen des zu einem Tochterunternehrnen im Ausland entsandten 
Mitarbeiters zum Stammunternehmen, Pfaffenweiler 1991, S. 68 ff. 

S Zur Begriffsbildung näher: Kropholler, IPR, § I I-IV, S. I ff. 
9 Ausführlich dazu z. 8.: Peter Mankowski, Seerechtliche Vertragsverhältnisse im In-

ternationalen Privatrecht, 1995; ders. Internationales Seeschiffahrtsregister, AnknUpfung 
von Heuerverträgen und Qualifikationsfragen im internationalen Arbeitsrecht, IPRax 
1996, S. 405 ff; Frank Eßlinger, Die Anknüpfung des Heuervertrages unter besonderer 
Berücksichtigung von Fragen des kollektiven internationalen Arbeitsrechts, München 
1991; Hans-Jürgen Puttfarken, Grundrechte im internationalen Rechtsraum -Zur 
Zweitregisterentscheidung des Bundesverfassungsgerichtes, RIW 1995, S. 617 ff. 


